
Die DPtrittfür
Drogenkontrolleni m
Straßenverkehr ein.

Mit einementsprechenden
Gesetzesvorschlag setzt sie
sowohl auf Prävention als

auch auf Repression.

(sk) − Die toxikologischen
Analysen sind alarmierend: Bei
48 Prozent der schweren Ver-
kehrsunfälle in Luxemburg i m
Jahr 2000 wurden Spuren von
Cannabis nachgewiesen. Fünf
Jahre zuvor waren es nur etwa
30 Prozent. Das brachte bei der
blauen DP die roten Lämpchen
zumLeuchten: Da müsse etwas
getan werden, so die Liberalen.
Niki Bettendorf, Präsident der
parlamentarischen Drogenkom-
mission, nahm das Heft in die
Hand, um einen Gesetzesvor-
schlag einzubringen, den er am
vergangenen Mittwoch bei einer
Pressekonferenz vorstellte.
Das Gesetzesprojekt sieht un-

ter anderempräventive Kontrol-
len und Strafen bei Drogenkon-
sumamSteuer vor. I mGroßher-
zogtumwurden Tests bisher nur
bei Unfällen vorgenommen, die
tödlich verlaufen waren. Da vor-
beugende Schweiß− oder Spei-
cheltests hierzulandenochnicht
erlaubt sind, bedarf es einer Mo-
difikationdes Code dela Route.
Bettendorf beruft sich nicht

zuletzt auf eine Direktive der
Europäischen Union von 1991,
laut der das Autofahren unter
Drogeneinfluss unter Strafe ge-
stellt werden soll. Nach DP−Vor-
stellungenist es nunander Zeit,

dass diese Direktive auchin Lu-
xemburgin Gesetzesformgegos-
sen wird. Für bekiffte Autofahre-
rInnen würden demnach ähnli-
che Strafen gelten wie für sol-
che, die unter Alkoholeinfluss
stehen. Als Vorbilddient das bel-
gische Modell: I m Nachbarland
gilt für jede Substanz ein be-
sti mmter Schwellenwert, ab
dem eine Verkehrsgefährdung
besteht. Im Unterschied dazu
liegt die Toleranzschwelle in
Deutschlandbei null.

Kein Widerspruch
Die Statistik über den Nach-

weis von Drogen bei Unfällen,
auf die sich Bettendorf bezieht,
verrät aber auch, dass sich i m
Jahr 2001 die Zahl der Verkehrs-
toten, bei denen Drogeni mBlut
gefunden worden war, wieder
verringerte. Die Rate belief sich
auf nur noch37,3 Prozent derge-
samten tödlich verlaufenden
Verkehrsunfälle. Welche Drogen
genau welche Wirkungenauf das
Fahrverhalten haben, geht aus
der Studie nicht hervor, ebenso
nicht, ob die verunglücktenFah-
rerzusätzlichAlkohol zusichge-
nommen hatten. Alkohol am
Steuer solle jedenfalls nicht ba-
nalisiert werden, erklärte Bet-
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EP: Nur zwei Luxemburgerfür verschärfte
Umwelthaftung
"EP fordert überraschend strenge Umwelthaftung für
Unternehmen", titelte die FAZ. Claude Turmes, grüner
EP−Abgeordneter, sprach von "ei nemhistorischen Sieg".
Das Europäische Parlament hatte am Mittwoch für ei ne
EU−weite Umwelthaftung für Unternehmen gesti mmt
und dabei ei ne obli gatorische Pflichtversicherung gefor-
dert. Überraschend plädierte das EP auch für die Ei nbe-
ziehung von Öl− und Nuklearschäden sowie durch gen-
veränderte Organismen verursachte Schäden i n den An-
wendungsbereich der Umwelthaftung. Damit sti mmte
das Straßburger Plenum gegen ei ne verwässerte Stel-
l ungnahme des EP−Rechtsausschusses und die Li nie
der EVP−Frakti on. Sollte das Parlament mit sei ner For-
derung durchkommen, müssen Unternehmen für alle
Schäden an der bi ologischen Vielfalt und an Gewässern
aufkommen. Durch die Pflichtversicherung soll gewähr-
leistet werden, dass nicht die Steuerzahler, sondern die
Verursacher von Umweltschäden deren Sanierung be-
zahlen müssten, begrüßten i n ei ner gemei nsamen Erklä-
rung WWF und Greenpeace die Entscheidung. Wie un-
zulänglich die bisheri ge Regel ung i n diesem Bereich ist,
wurde vergangene Woche deutlich, als bekannt wurde,
dass die Schäden aus der "Presti ge"−Katastrophe nur zu
15 Prozent aus dem entsprechenden Fonds der Öl-
i ndustrie gedeckt werden (siehe dazu auch Seite 1). Der
Vorstoß der Li nken, Grünen und von Teilen der Li bera-
len wurde ledi glich von Jacques Poos und Claude Tur-
mes mitgetragen. Robert Goebbels sti mmte gegen die
Mehrheit sei ner eigenen Frakti on und sprach sich sogar
als ei nzi ger Sozialist gegen ei ne obli gatorische Umwelt-
haftpflicht aus.

Menschenkettefür Regularisierung
"30 mois = rési dence légal": Unter diesem Motto rufen
mehrere Organisationen zu ei ner Menschenkette am
Samstag um 14 Uhr auf der Place des Martyrs auf. Die
Kette solle möglichst vomArbeits− bis zumJustizminis-
teri umreichen, so die I nitiatoren, zu denen Asti, Centre
I slamique, OGBL, déi Lenk, la Vie Nouvelle, déi Gréng,
déi jonk Gréng, d' Jugend fir Fri dden a Gerechtegkeet,
Life sowie d' ecoCreActif Plattform gehören. "Nach Jah-
ren i n Luxemburg sollen die Asyl bewerberI nnen, Min-
derheiten i m Kosovo und "Sans Papiers" hier arbeiten
und leben dürfen", lautet i hre Forderung. "Nach 30 Mo-
naten müssten die betroffenen Menschen ei n Aufent-
haltsrecht erhalten", verlangte Asti−Präsi dent Serge
Koll welter bei ei ner Pressekonferenz am vergangenen
Montag, "damit sie ei ne Perspektive erhalten." Ei ni ge
von ihnen seien bereits fünf Jahre i n Luxemburg, so
Koll welter, der die Rückführungspolitik der Regierung
als ei nen Misserfolg bezeichnete. "I n Montenegro haben
wir kei ne Zukunft", sagte Refik Huremovic, ei ner der Be-
troffenen aus demehemali gen Jugoslawien.
Unterdessen liegen der woxx die Zahlen über die Asyl-
bewerberI nnen von Januar bis April vor: I n diesemZeit-
raum wurden 322 Asylanträge in Luxemburg ei nge-
reicht. 119 der ei ngereichten Anträge stammen von Af-
rikanerI nnen, 102 von Menschen aus dem ehemali gen
Jugoslawien.

Personalkettefür bessere Arbeitsbedingungen
I m Bereich der Krankenpflege fehlen i n Luxemburg Ar-
beitskräfte. Dies stellte Unterrichtsministeri n Anne
Brasseur vor ei ni gen Tagen fest. Die Gewerkschaften
führen das unter anderemauf die schlechten Arbeitsbe-
di ngungen zurück, die i m Pflegesektor herrschen und
durch die er an Attraktivität ei nbüße. "Bessere Arbeits-
bedi ngungen beheben Nachwuchsmangel", sellt deshal b
der LCGB in ei nem Pressecommuniqué fest. Amgestri-
gen Donnerstag veranstalteten LCGB und OGBL ei nen
gemei nsamen Aktionstag vor mehreren Kli niken des
Landes. Unter anderem riefen sie zu ei ner "Personal-
kette" zwischen dem Krankenhaus der Stadt Esch und
der Kli nik Sai nte Marie auf. Damit verbunden ist die
Forderung an die "Entente des Hôpitaux Luxem-
bourgeois" (EHL), "i n i hrer Generalversammlung am
20. Mai, die Ende 2002 erzielten Verhandl ungsresultate
zu respektieren und der Verhandl ungskrise defi nitiv ei n
Ende zu setzen".

GEN−RAPS

No coexistence, no cry!
Die Koexistenzzwischen

gentechnischer,
konventioneller und

biologischer Landwirtschaft
ist nahezu unmöglich.
Das wissen nun auch
unsere Abgeordneten.

segnet. Dafür kamdieRetourkut-
sche aus der eigenen Trup-
pe. Als "liberalen Standpunkt"
bezeichnete in einem "jour-
nal"−Beitrag der oberste Regie-
rungsrati mGesundheitsministe-
rium Claude A. Hemmer seine
dort geäußerte Auffassung, der
Vorschlag von Calmes sei "dege-
neriert", eine"mit einerjede Um-
weltnormüberschreitenden Do-
sis Schwachsinn angereicherte
Forderung". Von "mittelalterli-
chem Obskurantismus" ist bei
Hemmer die Rede, und José
Bové wird zum "faschistischen
Kriminellen Louis Bové".

Moutarde avant dîner
Hemmers radikale Auffassung

und Ausdrucksweise mögen
noch als freie Meinungsäuße-
rung durchgehen. Bedenklich
sti mmt eher die Tatsache, dass
die Autorisierung von Freiland-
versuchen mit gentechnisch mo-
difizierten Saatgut und Pflanzen
hierzulande kurioserweise in
den Zuständigkeitsbereich von
Hemmers Ministerium fällt.
Wenn also GegnerInnen solcher
Versuche vorab als fortschritts-
feindliche Obskurantisten be-
schi mpft werden, ist eine objek-
tive Begutachtung der potentiel-
len Anträge wohl kaumnoch ge-
währleistet. Deshalb wäre die
Regierung gut beraten, bei der
Novellierung des Gesetzes von
1997 die Zuständigkeit aus dem
Wirkungskreis des Gesundheits-
ministeriums herauszuholen
und dort anzusiedeln, wo sie

hingehört, nämlich ins Umwelt-
ministerium.
So brauste dennein Luxusbus

mit knapp 10 Abgeordneten aus
drei Ausschüssen gen Burgund,
um die Schwierigkeiten der Ko-
existenz von "GMO" und "non−
GMO" vor Ortin Augenscheinzu
nehmen. Wie schonamCUNLUX
konnte Nathalie Colbach nuan-
cenreich, aber deutlich belegen,
dass die Sache mit der Koexis-
tenz von Gen−Landwirtschaft
und traditionellen Anbaumetho-
den so einfach nicht ist. Jeden-
falls nicht bei derfür dieeuropä-
ische Landwirtschaft typischen
Parzellierung der Felder. Auf mi-
ni mal 200 mwirddieSicherheits-
zone zwischen Genfeldern und
konventionellen Äckern für den
Anbau von Raps eingeschätzt.
Wobei jedochFällevonKontami-
nierungüber Distanzenvon4 Ki-
lometern wissenschaftlich be-
legt sind. Eine Koexistenz wäre
alsoi mIdealfall nur bei amerika-
nischen Verhältnissen möglich.
Dochauch dort zeigenFälle von
gravierender Kontaminierung,
dass Felderzusammenlegung
kein Garantfür Freiheit vonKon-
taminierungbedeutet.
Die Forderung nacheiner gen-

freien Zone Luxemburg ist also
kein Hirngespinst, sondern mit-
telfristig dieeinzige Möglichkeit,
den Tod der biologischen und
der konventionellen Landwirt-
schaft abzuwenden. Denn dass
der Anbau von gentechnischem
Raps keinen qualitativen Vorteil
für Bauern und Konsumenten
bringt, sondern nur die Abhän-
gigkeit von Monsantos Genraps
und dem passenden Herbizid
"Roundup" zementiert, davon
konnten sich die Angeordneten
auf den Versuchsfeldern des IN-
RAbei Dijonselbst überzeugen.

(roga) – Wenneiner eine Reise
tut, kann er was erleben. Das
dachte sich Emil Cal mes, Vorsit-
zender des parlamentarischen
Umweltausschusses und grünes
Feigenblatt der blauen Wirt-
schaftspartei. Und lud gleich
drei Ausschüsse zum Ausflug
nach Dijonein.
Er hatte sichi mCUNLUXden

Vortrag der Luxemburger For-
scherin Nathalie Colbach ange-
hört (siehe Berichtin woxx679).
Die bei mfranzösischen Staatsla-
bor INRA in Dijon arbeitende
Agronomin forscht über Maß-
nahmen, wie die friedliche Ko-
existenz vongentechnisch modi-
fiziertem Raps und benachbar-
tenkonventionell oder gar biolo-
gisch angebauten Feldern be-
werkstelligt werden kann. Des-
illusionierendes Fazit der Stu-
dien in Dijon: in unserer derzei-
tigen Agrarlandschaft wird es
verdammt schwer sein, selbst
die großzügigen Grenzwerte
der EU über zulässige Kontami-
nierung einzuhalten. Kein Wun-
der, dass Calmes selbst die
Grünen einholt und besonders
nachdrücklich eine Abwehr
der gentechnischen Landwirt-
schaft vom großherzoglichen
Territoriumfordert.
Sukkurs von Seiten der Abge-

ordneten der eigenen Fraktion
und anderer Fraktionen hat der
Landmann aus demwilden Wes-
tennötig. Sein Vorschlag, die Re-
gierung sollte das Großherzog-
tumzur "gentechnikfreien Zone"
erklären, wurdezwar einsti mmig
in der Umweltkommission abge-

aktuell2
tendorf und fügte ironisierend
hinzu: "Gleichwohl scheinen
manche Leute, besser Auto zu
fahren, wenn sie etwas getrun-
kenhaben."
Mit der Initiative zu Drogen-

kontrollen i m Straßenverkehr
bestehekein Widerspruchzurli-
beralen Haltung, weiche Drogen
zu legalisieren und ihren Kon-
sum zu entkri minalisieren, er-
klärte DP−Fraktionschef Jean−
Paul Rippinger. Dieser Linie blei-
be die DP nach wie vor treu.
"Drogen am Steuer stellen je-
docheine Gefahr dar", sagteRip-
pinger. Der Liberale ist sich ei-
ner großen Unterstützung für
den Gesetzesvorschlag sicher:
"Ich kann mir nicht vorstellen,
dass auch Befürworter von wei-
chen Drogengegen den Gesetze-
sentwurf sind."
"ImPrinzip sind wir nicht da-

gegen", meint dazu die Grünen−
Abgeordnete Renée Wagener, die
darauf hinweist, dass andere
wichtige Punkte in der Drogen-
politik unterdessen nicht ver-
nachlässigt werden dürften: so
zum Beispiel die Einrichtung
einer Fixerstubeunddiekontrol-
lierte Abgabe von Heroin. Mit
ihrem Gesetzesvorschlag setze
die DP nicht nur auf Prävention,
sondernauchauf Repression.
"Wir wollenvorallemeineDis-

kussion in die Wege leiten", so
DP−Fraktionschef Rippinger
auf der Pressekonferenz. "Unser
Ziel ist es, dass sich ein breites
Publikum Gedanken darüber
macht." Wie "breit" ein solches
Publikum sein soll, präzisierte
Rippingerjedochnicht.

Breitseite gegen Drogen
amSteuer: Niki Bettendorf.

Abgeordnete stolpern
über Gen-Raps.


